
Ehrenpflicht jedes Bürgers ist, sein Wahlrecht ver­
antwortungsbewußt auszuüben. Hierauf sollte bei der 
ideologischen Vorbereitung der Wahlversammlung 
entschieden hingewiesen werden. Verfehlt wäre es da­
gegen, etwa durch Ankündigung einer interessanten 
Prozeßauswertung hohe Teilnahmezahlen zu erstreben, 
die Wahlhandlung aber dabei in den Hintergrund 
treten zu lassen.

Für die Vorbereitung einer jeden Wahlversammlung 
sollte möglichst ein Kollege eingesetzt werden, der 
dafür Sorge trägt, daß die BPO und BGL vollständig 
unterrichtet sind, daß die Agitatoren der Partei und 
Gewerkschaft die Wahlvorbereitung wirksam unter­
stützen und alle Kollegen an ihre staatsbürgerliche 
Pflicht zur Teilnahme an der Wahlhandlung erinnern. 
In den Tagen vor der Versammlung müssen die Wand­
zeitungen, Betriebszeitungen und -funk erneut die 

t Fragen des Rechts und der Rolle der Schöffen in 
unserem Staat behandeln. Die Schöffenkollektive sollen 
unterstützend in Erscheinung treten, nicht aber den 
Einsatz der Agitatoren der Partei und Gewerkschaft 
ersetzen.

Die Vorbereitung der Schöffenwahlversammlungen 
wird dadurch zentral unterstützt, daß der Nationalrat 
ein Plakat herstellt und kleine Broschüren über die 
Rolle der Schöffen und die Bedeutung der Schöffen­
wahlen erscheinen. In allen Bezirken sind Auftakt­
wahlversammlungen vorgesehen, auf denen leitende 
Funktionäre des Staatsapparats, der Justiz, der Natio­
nalen Front und der Gewerkschaften sprechen. Diese 
Auftaktwahlversammlungen werden ihren Widerhall 
in der Presse und im Rundfunk finden.

Jede zentral geführte Agitation vermag größere 
Kreise zu erreichen, sie kann aber das persönliche 
Gespräch nicht ersetzen. Hier verwiesen wir bereits 
auf die Agitatoren der Partei und Gewerkschaften 
sowie auf die Schöffenkollektive. Es ist die Pflicht jedes 
Mitarbeiters der Justiz, einem an ihn herangetragenen 
Wunsch zur Anleitung der Agitatoren unverzüglich 
nachzukommen und auch die notwendigen Literatur­
hinweise zu geben. Alle sonstigen, örtlich vorhandenen 
Möglichkeiten der Agitation (z. B. Agitation in Schau­
fenstern und Schaukästen, Diapositive im Kino, Trans­
parente, Bildtafeln, Handzettel usw.) sind auszunutzen. 
Der vorhandene Kontakt mit den Kreisredaktionen 
der Tagespresse und Betriebs- sowie Dorfzeitungen 
darf nicht einen Augenblick abreißen. Vor allem soll­
ten auch die zur Wahl stehenden Schöffen nochmals 
durch Porträts in der Presse und an den Wandzeitun­
gen bekanntgemacht werden. Auch in den Gerichts­
gebäuden, bei den Organen der staatlichen Verwaltung, 
den Parteien und Organisationen muß an .Wand­
zeitungen und in der Sichtwerbung spürbar sein, daß 
Schöffenwahlen durchgeführt werden.

Dr. KURT GÖRNER, 
Hauptreferent im Ministerium der Justiz

Auf der Suche nach neuen Wegen 
in der politischen Massenarbeit

Wir Richter und Staatsanwälte sind ständig bemüht, 
durch Rechenschaftsberichte, Aussprachen, Foren und 
andere Justizveranstaltungen enge Verbindung mit den 
Werktätigen zu halten und diese ständig zu festigen.

Die Methoden, derer wir uns dabei bedienen, sind 
vielfältig und wechselnd, und laufend bemühen wir uns, 
neue Formen zu finden, die Erfolge verheißen.

Von einer nicht alltäglichen Form, die aber wegen 
ihres Erfolgs nachahmenswert erscheint, will ich heute 
berichten.

Vor etwa zwei Monaten wurde vor dem Bezirks­
gericht Gera ein Einwohner der thüringischen Ge­
meinde Bürgel verurteilt, der durch jahrelang fort­
gesetzte Diebstähle und Einbrüche die ganze Umgebung 
in Unruhe versetzt hatte. Sieben Jahre Zuchthaus wa­

ren der Lohn für diesen 13mal vorbestraften Einbrecher. 
Sein Sohn und seine Schwiegertochter, die Hilfsdienste 
geleistet hatten, kamen mit geringeren Strafen davon. 
Die Hauptverhahdlung wurde von Radio DDR/Studio 
Weimar auf Tonband aufgenommen und kurze Zeit 
später in einer etwa y4stündigen Sendung im Abend­
programm übertragen.

Naturgemäß war das Interesse der Bürgeler Bevöl­
kerung außerordentlich groß, und da der Wunsch be­
stand, diese Sendung noch einmal zu hören und zu­
gleich Näheres über den Prozeß zu erfahren, wurde 
eine Justizveranstaltung in Verbindung mit einer 
Hörerversammlung in Bürgel organisiert.

Der Erfolg war durchschlagend. Der größte, norma­
lerweise 500 Personen fassende Saal in Bürgel war mit 
etwa 650 Personen überfüllt und mußte polizeilich 
gesperrt werden.

In vorbildlicher kollegialer Zusammenarbeit disku­
tierten die Kollegen vom Funk sowie der beteiligte 
Richter und der Staatsanwalt mit der Bevölkerung. Die 
letzteren nutzten die Gelegenheit, die Gedanken unse­
res sozialistischen Rechts zu popularisieren, das 33. Ple­
num zur Sprache zu bringen, über den Erziehungs­
gedanken im Strafvollzug zu sprechen und nicht zuletzt 
zur breiten Mitarbeit bei der Vorbereitung und Durch­
führung der Schöffenwahlen aufzurufen.

Die Verbindung von Justizveranstaltung und Hörer­
versammlung hat sich also als recht vorteilhaft für 
beide Teile erwiesen. Sie erfordert selbstverständlich 
eine gute Zusammenarbeit und eine gute Vorbereitung. 
Ist dies aber gewährleistet, wird der Erfolg nicht aus- 
bleiben.

KARL HENNIG,
Richter am Bezirksgericht Gera

Richter und Schöffen berichten vor der 
Gemeindevertretung

Bei der Vdrbereitung der Schöffenwahl hat sich ge­
zeigt, daß nicht nur eine gute Verbindung zwischen 
Kreisgerichten und Kreistag bzw. Stadtverordnetenver­
sammlung, sondern auch zwischen Kreisgericht und den 
Gemeindevertretungen erforderlich ist.

Im Kreis Stadtroda haben deshalb Richter, Staats­
anwälte und Schöffen in öffentlichen Gemeindever­
tretersitzungen über die Bedeutung der Schöffenwahlen 
gesprochen, wobei die Schöffen insbesondere über ihre 
eigene Tätigkeit am Gericht berichteten. Bei diesen 
öffentlichen Gemeindevertretersitzungen waren durch­
schnittlich 30 bis 40 Zuhörer anwesend. Die Bericht­
erstattung wurde in allen Fällen begrüßt. In der Ge­
meindevertretersitzung in Reichenbach, auf der ein 
Schöffe sprach, haben im Anschluß an die Versamm­
lung zwei Arbeiter gefragt, wie sie Schöffen werden 
könnten.

Wir haben die Gelegenheit zur Berichterstattung 
benutzt, um auch über eine Verbesserung der Zusam­
menarbeit mit dem Referat Jugendhilfe/Heimerziehung 
und den Jugendhelfern auf dem Gebiet des Jugend­
strafrechts und mit den örtlichen Wohnungsbehörden 
auf dem Gebiet des Wohnungsmietrechts zu sprechen, 

dfemer war es uns möglich, auch zu den anderen Tages­
ordnungspunkten unsere Meinung zu sagen.

Wenn auch in den Gemeindevertretersitzungen keine 
Beschlüsse zu unseren Berichten gefaßt worden sind, 
so ist doch ihr Erfolg nicht zu unterschätzen. Die Stän­
digen Kommissionen der Gemeindevertretungen, die 
sich mit inneren Angelegenheiten sowie mit Fragen des 
Jugendschutzes und des Wohnungswesens beschäftigen, 
lernten die Arbeit des Gerichts kennen, und die Zu­
sammenarbeit kann dadurch wesentlich verbessert 
werden.

WERNER WINDHAUSEN, 
Oberinstrukteur bei der Justizverwaltungsstelle 

des Bezirks Gera
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